Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Aufhebung der Geschwindigkeitsbegrenzung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Verordnung über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbegren- 
zungen vom 19. November 1973 (BGBl. I S. 1676) unverzüglich 
aufzuheben. 


Bonn, den 22. Februar 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die Verordnung über Fahrverbote und Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen ist ausdrücklich und ausschließlich auf der Rechts- 
grundlage des Energiesicherungsgesetzes vom 9. November 
1973 (BGBl. I S. 1585) erlassen. Dieses Gesetz läßt derartige 
Maßnahmen nur zu, wenn dies zur Behebung einer Gefährdung 
oder Störung der Energieversorgung unbedingt erforderlich ist. 
Es verpflichtet die Bundesregierung ausdrücklich, Rechtsverord- 
nungen unverzüglich aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
nicht mehr gegeben sind. 

Die Erdöl-Versorgungslage erfordert, wie auch in eigenen Ver- 
lautbarungen der Bundesregierung eingeräumt wurde, die der- 
zeitige Beschränkung nicht mehr. Die Bundesregierung will die 
Verordnung vielmehr nur deswegen noch aufrechterhalten, um 
den „Anschluß" an etwaige Tempobeschränkungen in der Stra- 
ßenverkehrsordnung, die Teile der Bundesregierung mit ver- 
kehrspolitischer Begründung anstreben, herzustellen. Dies ist 
durch das Energiesicherungsgesetz nicht gedeckt und deshalb 
unzulässig. 
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